
 
 

Protokollauszug 
aus der 

25. öffentliche Sitzung des Ortsbeirates Golm - Videokonferenz  
vom 20.05.2021 

 
öffentlich 
Top 12.4 Beteiligungsrichtlinie Ortsbeiräte 

21/SVV/0562 
ungeändert beschlossen 

 
Herr Krause bringt den Antrag ein. Da kein weiterer Redebedarf besteht, wird er anschließend 
zur Abstimmung gestellt und namentlich abgestimmt: 
Der Ortsbeirat möge beschließt:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, zur verfahrensmäßigen Umsetzung der einheitli-
chen und gleichmäßigen Handhabung der Anhörungs-und Beteiligungsrechte der Orts-
beiräte eine „Beteiligungsrichtlinie Ortsbeiräte“ zu erarbeiten und der Stadtverordneten-
versammlung bis Ende des III. Quartales 2021 zur Entscheidung vorzulegen. 
 
Im Rahmen der Erarbeitung der Richtlinie ist zu prüfen, in welchen Angelegenheiten der 
örtlichen Gemeinschaft die Ortsbeiräte künftig weitergehend beteiligt bzw. angehört wer-
den. Die Ermessensspielräume des §46 Brandenburgischen Kommunalverfassung hin-
sichtlich möglicher Anhörungs-und Beteiligungsrechte sind im Sinne der Stärkung der 
Rolle der Ortsbeiräte vollumfänglich auszuschöpfen. 
 
Die Ortsvorstehenden sind in die Erarbeitung der Richtlinie einzubeziehen.  
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BESCHLUSS 
der 25. öffentlichen Sitzung des Ortsbeirates Golm - Videokonferenz 

am 20.05.2021 

 
 Beteiligungsrichtlinie Ortsbeiräte 

Vorlage: 21/SVV/0562 
 

  

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, zur verfahrensmäßigen Umsetzung der 
einheitlichen und gleichmäßigen Handhabung der Anhörungs-und 
Beteiligungsrechte der Ortsbeiräte eine „Beteiligungsrichtlinie Ortsbeiräte“ zu 
erarbeiten und der Stadtverordnetenversammlung bis Ende des III. Quartales 2021 
zur Entscheidung vorzulegen. 
 
Im Rahmen der Erarbeitung der Richtlinie ist zu prüfen, in welchen 
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft die Ortsbeiräte künftig weitergehend 
beteiligt bzw. angehört werden. Die Ermessensspielräume des §46 
Brandenburgischen Kommunalverfassung hinsichtlich möglicher Anhörungs-und 
Beteiligungsrechte sind im Sinne der Stärkung der Rolle der Ortsbeiräte 
vollumfänglich auszuschöpfen. 
 
Die Ortsvorstehenden sind in die Erarbeitung der Richtlinie einzubeziehen.  
 

 
 Abstimmungsergebnis: 

Zustimmung: 6 
Ablehnung: 0 
Stimmenthaltung: 1 

 

 
 
Gemäß § 22 Brandenburgische Kommunalverfassung (BbgKVerf) waren keine Mitglieder 
des Ortsbeirates von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen. 
 
Dem Originalbeschluss wird eine Seite beigefügt. 
 
 
 
Potsdam, den 21. Mai 2021  S. Meyhöfer 
  Schriftführerin  
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